
 
 

Give to AgEcon Search 

 
 

 

The World’s Largest Open Access Agricultural & Applied Economics Digital Library 
 

 
 

This document is discoverable and free to researchers across the 
globe due to the work of AgEcon Search. 

 
 
 

Help ensure our sustainability. 
 

 
 
 
 
 
 
 

AgEcon Search 
http://ageconsearch.umn.edu 

aesearch@umn.edu 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Papers downloaded from AgEcon Search may be used for non-commercial purposes and personal study only. 
No other use, including posting to another Internet site, is permitted without permission from the copyright 
owner (not AgEcon Search), or as allowed under the provisions of Fair Use, U.S. Copyright Act, Title 17 U.S.C. 

https://makingagift.umn.edu/give/yourgift.html?&cart=2313
https://makingagift.umn.edu/give/yourgift.html?&cart=2313
https://makingagift.umn.edu/give/yourgift.html?&cart=2313
http://ageconsearch.umn.edu/
mailto:aesearch@umn.edu


SCHRIFTEN DER GESELLSCHAFT FÜR WIRTSCHAFTS- UND 
SOZIALWISSENSCHAFTEN DES LANDBAUES E.V.        
                                                                                                        
                       

Balz, M., Lösch, R., Schöpe, M.: Probleme einer gemeinsamen Agrarstrukturpolitik in einer 
erweiterten Gemeinschaft. In: Von Alvensleben, R., Koester, U., Storck, H.: Agrarwirtschaft 
und Agrarpolitik in einer erweiterten Gemeinschaft. Schriften der Gesellschaft für 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften des Landbaues e.V., Band 18, Münster-Hiltrup: 
Landwirtschaftsverlag (1981), S. 497-516.





PROBLEME EINER GEMEINSAMEN AGRARSTRUKTURPOLITIK IN EINER 
ERWEITERTEN GEMEINSCHAFT 

von 

M a t t h i a s Bai z • R 0 I f Lös c hund 
Man f red S c h Ö pe. r-f.j nchen 

Einführung 

2 Vergleich der Wirtschafts- und Agrarstruktur in den künfti­
gen und den gegenwärtigen Mitgliedstaaten 

3 übertragbarkeit von Zielen und Maßnahmen der heutigen 
Agrarstrukturpolitik 

3.1 Die bisherige gemeinsame Agrarstrukturpolitik: Erfahrungen 
und Konsequenzen ihrer Aufwendung 

3.1.1 Soziostrukturelle Richtlinien zur "Reform der Land­
wirtschaft" 

3.1.2 Bergbauernprogramm 

3.1.3 Mittelmeerpaket 

3.1.4 Spezifische Aktionsprogramme und integrierte Entwicklungs­
programme 

3.2 Probleme der übertragbarkeit der bisherigen Agrarstruktur­
politik auf die Situation der Beitrittsländer 

4 Konsequenzen für eine gemeinsame Agrarstrukturpolitik 
in einer erweiterten Gemeinschaft 

497 



1 Einführung 

Im Gegensatz zur Markt- und Preispolitik sowie der Agraraußenhandelspoli­
tik, die als echte gemeinsame Politiken von Brüssel verantwortet werden, 
ist die Strukturpolitik weitgehend unter nationaler Kompetenz geblieben. 

Die Gemeinsamkeit in der Strukturpolitik besteht in der Verfolgung der 
fünf - sehr allgemein formulierten - agrarpolitischen Ziele des Art. 39 
EWG-Vertrag ' ) und der Anwendung gemeinsamer Richtlinien und Verordnungen 
mit finanzieller Beteiligung der Abt. Ausrichtung des EAGFL. Ausgehend 
von den Diskussionen um den Mansholt-Plan wurden 1972 drei soziostruktu­
relle Richtlinien zur Reform der Landwirtschaft verabschiedet, in deren 
Mittelpunkt die sogenannten "entWiCklungsfähigen Betriebe" stehen: 

RL 72/159 über die Modernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe 

RL 72/160 zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Er­
werbstätigkeit und der Verwendung der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche für Zwecke der Strukturverbesserung 

RL 72/161 über die sozioökonomische Information und die berufliche 
Qualifikation der in der Landwirtschaft tätigen Personen. 

1975 wurde diese Politik für Berggebiete und bestimmte andere benachtei­
ligte Gebiete durch die RL 75/268 zwecks der Erhaltung eines Minimums an 
Bevölkerungsdichte und der Erhaltung der Landwirtschaft modifiziert: Zum 
einen wurde eine direkte Einkommensbeihilfe 'für bestimmte Betriebe ge­
schaffen, die sogenannte "Ausgleichszulage", zum anderen wurden für diese 
Gebiete die Bedingungen für die Investitionsförderung nach der RL 72/159 
gelockert. 

Daneben werden schon seit 1964 (VO 17/64) ausgewählte Einzelprojekte und 
- neu geregelt seit 1977 (VO 355/77) - verstärkt Vorhaben im Bereich der 
Verarbei tung und Vermarktung von Agrarprodukten aus dem gemei nsamen EG­
Haushalt gefördert. 

1) Produktivitätssteigerung Erhöhung des Pro-Kopf-Einkommens in der 
Landwirtschaft, Marktsta6ilisierung, Versorgungssicherung, angemessene 
VerbraucherpreIse. 
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Diese Maßnahmen wurden 1978 einer weiteren regional gezielten Sonderan­
wendung für den Mittelmeerraum und Westirland unterworfen. Und zwar han­
delt es sich hierbei um Projekte zur Verbesserung der Marktstruktur, zur 
Bewässerung und Aufforstung, zum Infrastrukturausbau in landwirtschaftli­
chen Gebieten und zur Neustrukturierung und Umwandlung bestimmter Weinan­
baugebiete. Kernpunkt dieser Maßnahmen ist die höhere finanzielle Betei­
ligung des EAGFL. Diese Politik soll, wie die Kommission in ihren Vor­
schlägen vom 20.3.1979 dargelegt hat, zur Aufstellung von "integrierten 
Regionalprogrammen" weiterentwickelt werden, die Sozial-, Regional- und 
Agrarfonds koordinieren. 

Die Finanzierung dieser gemeinsamen Agrarstrukturpolitik wird antei 1 ig 
von der Abteilung Ausrichtung (i.d.R. 25 %, sogenannte gemeinsame, Ein­
zel- und Sondermaßnahmen) getragen, deren Mittel im Gegensatz zur Abtei­
lung Garantie plafondiert sind. Dabei hat die Abteilung Ausrichtung nur 
eine relativ geringe Bedeutung an den Gesamtmitteln des EAGFL (ca. 5 %, 
vgl. EG-KOM, 10, S. 267). Dementsprechend liegt die finanzielle Hauptlast 
bei den Mitgliedstaaten, die auch die konkreten Durchführungsbestimmungen 
innerhalb dieser Rahmenvereinbarungen erlassen. Außerdem führen die EG­
Länder noch eine Reihe von strukturpolitischen Maßnahmen außerhalb dieser 
gemeinsamen Vereinbarungen durch. 

2 Vergleich der Wirtschafts- und Agrarstruktur in den künftigen 
und den gegenwärtigen Mitgliedstaaten 

Die zweite Erweiterung der Gemeinschaft hat eine Ausdehnung der Fläche um 
fast 50 %, eine Bevöl kerungszunahme um etwas mehr als 20 % (wesentl ich 
dünnere Besiedelung) und eine Sozialproduktzunahme von ca. 10 % (Produk­
tivitätsrückstände) zur Folge. Schon diese globalen Indikatoren in ihrer 
unterschiedlichen Höhe vermitteln ein Bild über die Probleme, die mit der 
Süderweiterung auf die Gemeinschaft zukommen. Alle 3 beitrittswilligen 
Länder befinden sich noch auf dem Weg vom Entwicklungs- zum Industrie­
land. Die Aufnahme dieser Länder erfolgt zu einer Zeit, in der mit schwä­
cherem Wirtschaftswachstum nicht zuletzt aufgrund einer weltweit schwie­
riger werdenden Energie- und Rohstoffversorgung zu rechnen ist. 

Die Problematik der regionalen Wohlfahrtsunterschiede - gemessen am Pro­
Kopf-Einkommen - (bisherige Hauptproblemgebiete: Irland und Süditalien) 
vergrößert sich um Griechenland, Spanien und Portugal. Es entsteht ein 
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innergemeinschaftliches Nord-Süd-Problem. 

Die wirtschaftspolitischen Grundindikatoren bestätigen für die drei Bei­
trittsländer in den letzten 10/20 Jahren ein überdurchschnittliches wirt­
schaftliches Wachstum und damit eine sich zum Industrieland entwickelnde 
Volkswirtschaft (der Sektor Landwirtschaft ist unterproportional gewach­
sen). aber auch eine höhere Inflations- und Arbeitslosenrate2) als in der 
Neunergemeinschaft und eine negative Zahlungsbilanz3). Griechenland weist 
sogar seit 1960 die höchsten Wachstumsraten im OECD-Bereich auf (EG-KOM. 
8, S. 11)0 Die Inflations-, Arbeitslosen- und Zahlungsbilanzziffern 
(Energieproblematik) deuten also auf eine weitere Verschärfung der heute 
schon fü r die EG bestehenden wi rtschaftspol itischen Probleme hin4). Das 
Hauptproblem liegt in der Beschäftigung, da eine Entlastung des Arbeits­
marktes der südeuropäischen Länder durch Gastarbeiter für die nördliche 
EG angesichts des Arbeitsplatzmangels in den dortigen Mitgliedstaaten 
nicht möglich sein dürfte (vgl. EG-KOM, 8, S. 41 f. und S. 134 f.). 

Dies ist ein ganz wichtiges Datum für die Agrarstrukturpolitik, deren An­
liegen es ja u.a. ist, Arbeitskräfte in der Landwirtschaft freizusetzen. 

Die Bedeutung des Sektors Landwirtschaft, Forsten und Fischerei ist in 
den südeuropäischen Beitrittsländern noch ungleich höher als im Durch­
schnitt der EG(9). Lediglich Irland und Italien - und hier insbesondere 
der Süden - weisen einen vergleichbaren Entwicklungsstand bezügl ich Zu­
sammensetzung des Sozialprodukts und Erwerbstätigenstruktur auf. Für Por­
tugal. dem ärmsten und am wenigsten entwickelten Land der beitrittswil­
ligen Staaten. muß zusätzlich noch die weit hinterherhinkende Entwicklung 
des Dienstleistungssektors berücksichtigt werden. 

Das Produktivitätsgerälle - gemessen am BIP je Erwerbstätigen - zwischen 
dem Sektor Landwirtschaft und den übrigen Wirtschaftssektoren ist in den 
dre~ Südländern noch größer als im Durchschnitt der Neunergemeinschaft 
(EG-KOM, 8, S. 168). Von dieser Seite besteht also ein erhebl icher Ar­
beitskräftefreisetzungsdruck. Der Anteil der Agrarprodukte am Außenhandel 

2) In Spanien ist die Arbeitslosenquote im Jahr 1980 auf 12 % (1,5 Mill.) 
gestiegen. Das ist gegenwärtig die höchste Quote im OECD-Berelch. Da­
mit hat sich die Quote in Spanien innerhalb von 5 Jahren verdreifacht 
(DIE ZEIT. 16, So 20). 

3) In Spanien zwischenzeitlich 1978 und 1979 überschuß (positiv)o 
4) Für die Zahlungsbilanz vgl. EG-KOM, 7, S. 64, Tabelle 21. 
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ist Tür die Beitrittsländer unterschiedl ich, während Griec hen 1 and im 
Agraraußenhandel einen Oberschuß erzielt, sind Spanien und Portugal Net­
toimportländer. Die Einbeziehung dieser Länder in die gemeinsame Agrar­
markt- und -preispolitik kann diese Situation aber durchaus ändern. 

Die Agrarstrukturen im einzelnen sind mediterran/südeuropäisch determi­
niert, weisen aber zwischen den Beitrittsländern durchaus Unterschiede 
auf. Die Erweiterung bedeutet eine Zunahme der landwirtschaftlichen Er­
werbspersonen um 55 %, der Zahl der Betriebe um 57 %, der landwirtschaft­
lichen Nutzfläche um ca. 50 % und der gesamten Erzeugung um 24 % (EG-KOM, 
8, s. 167). Bezügl ich der Flächennutzung ergeben sich geographisch be­
dingt sehr unterschiedliche Intensitäten: Griechenland hat einen Dauer­
grünlandanteil von 57,5 %, während Spanien einen von 34,5 % und Portugal 
12,8 % aufweist. Der Gemeinschaftsdurchschnitt liegt bei etwa 45 %. 

Besonderes Gewicht für die Analyse der Agrarstrukturen kommt der Be­
triebs- und Betriebsgrößenstruktur zu. Hier findet sich in allen 3 Bei­
trittsländern noch eine unverhältnismäßig hohe Zahl von Klein- und 
Kleinstbetrieben, die Ausdruck für den weitgehend landwirtschaftlich ge­
prägten EntwIcklungsstand der ländlichen Regionen dieser Länder sind. 
Während Griechenland sich bezügliCh dieses Kriteriums flächendeckend als 
"homogen" erweist5), findet man in Spanien (Zentrum) und Portugal (Süden) 
neben diesen Kleinbetrieben auch das andere Extrem großer Latifundien. 
Hier stellt sich zusätzl ich das große soziale Problem der Landarbeiter 
(Tagelöhner), die durch eine forcierte Mechanisierung um Arbeit und Brot 
gebracht werden. Der hier freiwerdende soziale Konflikt erfordert drin­
gend eine Lösung, soll er nicht zur Katastrophe führen. - Allerdings muß 
für die richtige Beurteilung der Flächenangaben dieser Großländereien die 
geographische Lage und Bodengüte berücksichtigt werden, in der Regel ent­
sprechen 10 ha mittleres Trockenland einem ha mittel- und nordeuropä i­
scher Lagen. Entsprechend wichtig sind bewässerte Böden, die eine ganz 
andere Ertragskraft besitzen und eine höhere ~6~U;U er f 0 r­
dern. In Spanien waren 1978 13,3 % (2,8 Mill. ha) (14, S. 27 und 36 f. 
und EG-KOM, 7, S. 55), in Griechenland sind 25,6 % (844044 ha) (KOKKO­
NIS, 12, S. 4) und in Portugal 17,4 % (628 000 ha) des Kulturlandes (AlE, 

5) Die extensiv genutzten Weiden, die sich überwiegend in kommunalem Be­
sit: befinden, sind bei den Betriebsgrößenangaben nicht berück­
sicntigt, sie umfassen nur den Bestand an Kulturland d.i. Ackerland 
und Dauerkulturen. Die durchschnittliche Betriebsgr~e beträgt daher 
in Wirklichkeit 8,5 ha statt 3,4 ha (BURBERG, 1, S. 61). 
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Übers i cht 1: 
Wirtschaftliche Grunddaten der Beitrittsländer und der EG(9) 

Griechen- Beitritts- Beitritts- z. VergI. Kennwert Einheit land Spanien Portugal länder EG(9) EG(l2) länder in % Italien 
zusaDDIlen der EG(9) 

Fläche 1977 1000 km2 132 504,8 91,6 ) 728,4 I 525,6 2 254 47,7 301,3 
Bevölkerung 1977 Mill. 2 9,3 36,7 9,7a 55,7 259,2 314,9 21,5 56,5 
Bevölkerungsdichte 1977 Einw/km 70 73 106 76 170 140 44,7 187 
Zivile Erwerbspersonen 1977 MilI. 3,2 13,3 4,1 20,6 107,5 128,2 19,2 21,4 

Anteil an Bevölkerung % 34,6 36,3 42 37 41,5 40,7 89,2 38,5 
BIP 1977 Mrd.ERE 22,6 101,1 14,9 138,6 I 384,4 I 523 10,0 171,8 
BIP je Einwohner 1977 ERE 2439 2757 1513 2490 5 342 4 837 46,6 3043 

Kaufkraftparitätenindex 1976 Index 65,3 64,S 41,9 - 100 93,1 - . 
~ Wachstumsrate d.BIP 1967-77 % 5,9 5,7 5,4 3,6 3,6 
Verbraucherpreise (1975-100) 77 Index 126,7 146,4 150,3d) 123 138 
Arbeitslosenquote 1977 % ca. 3d) 6,3 14-15a) 5,3 6,4 
Außenbeitrag 1977 Mrd.ERE -2,9 -5,6 -I,9a) -10,4 11,4 I -1,1 

Anteil am BIP % -12,3 -5,5 -10,9 -7,5 0,4 0,07 -0,7 

Anteil der Agrarproduktec) an 
Gesamtexporten 1978 % 32,1 19,0 15,1 10,5 6,7 
Gesamtimporten 1978 % 7,7 11,7 14,8 13,6 15,7 

Zusammensetzung d.BWS 
Landwirtschaft, Forst- 1976 % 18,8 9,7b) 15,8b) 4,5 8,1 
""irtschaft u. Fischerei b) b) Industrie und Bau 1976 % 30,3 40'Ob) 42,7b) 43,6 44,1, 
Dienstleistungen u.Staat 1976 % 50,9 50,3 41,5 52,4 47,6 

Struktur der Erwerbstätigen 
Landwirtschaft, Forst- 1977 % 28,4 20,7 32,S 8,2 15,9 
wirtschaft u.Fischerei 
Industrie und Bau 1977 % 30,3 37,S 33,1 39,9 38,6 
Dienstleistungen u.Staat 1977 % 41,3 41,8 34,4 51,9 45,S 

a) 1976; - b) 1975; - c) Nahrungsmittel, Getränke und Tabak; - d) Schätzungen des SAEG, keine verläßlichen 
Angaben vorhanden, hohe versteckte Arbeitslosigkeit. 

-_._--

Quelle: EUROSTAT, 2; KO~~ISSION DER EG, 7. 



Ubersicht 2: XennzeichnUDa der Asrarstrukturen in den Beitrittslindern und der EG(9) 

Einheit GrieChen-! ! J Beitritt~1 I z. Vergt. 
Kennwert land Spanien Portugal Ulnder EC(9) 1 talien 

zusammen 

- 1976a ) -

Landw. genutzte Fllche 1000 ha 9 140 31 516 4 130 44 786 93606 1) 17 524 
Anteil an LandflIehe % 69,9 63,1 45,1 61,S 61,4 59,6 
Ackerland einsehl. Dauerkulturen an LF % 42,S 65,S 87,2 55,3 70,S 
DauergrUnland an LF % 57,S 34,S 12,8 44,7 29,S 

Betriebsgrößenstruktur 
1977b) 1972c ) 1968d) 1977e ) 1977e ) 

Zahl der Betriebe unter I ha 1000 242 632 ca. )00 ca.l 200 
Zahl der Betriebe Ober I ha 1000 707 I 939 6~~f ca.J 000 4 947 2 053 

davon I - 5 ha % 72,S 50,S 41,9 68,3 
5 - 10 ha % 19,8 20,0 31 3) 17,3 17,5 

10 - 20 ha % 6,0 14,0 17,1 8,1. 
>20 h. % 1,7 15,5 5 23,7 5,9 

LF der Betriebe >20 ha % 12,1 80 58;9 72,8 47,7 

- 1975 f ) -

Produktivität (BIP je Beschäftigten) 

in der Landwirtschaft EHE 3 053 3 219 2 317 6 803 
außerlandw. Sektoren ERE 8 451 9 302 5 333 14 006 

Landw.Produktivitlt : Nichtlandwirt-
% 36 35 43 48 Bchaft!. Produktivi tat 

Zusammensetzung der landw. Endproduktion 19768 ) 1977c ) 1975d ) 1975d) 1"9JSel 

Wein % 2,3 3,6 10,5 4,6 8,3 I 

Oliven % 7,6 2,9 5,6 1,4 3,8 
Obst % 12,3 16,7 9,7 7,1 

} 27,3 
GemUse % 4,5 9 12,3 3,8 

pflanzl. Produktion lnsges. % 69 58,9 65,1 , 40,3 59,3 
tierische Produktion in8ges. % 31 41,1 34,9 58,9 40,4 

I) Irland 1975, Rest-EG 1977; - 2) 1-4 ha; - 3) 4-20 ha. 
- ----- ---

g; 
W 

Quelle: a) EUROSTAT. 2. b) ROKKONIS, 12. c) Span. Agrautatistik, 14, d) AlE, 15. e) EG-KOM, 10. 
f) EG-KOII, 8. g) OECD, 13. 



15, s. 16) intensiv bewässert. Weiterhin ist die starke Flurzersplitte­
rung ein Kriterium für produktivitätsmindernde Strukturmängel, die starke 
Parzeliierung korreliert zudem noch mit den Regionen, in denen die nied­
rigsten Betriebsgrößenklassen liegen (EG-KOM, 8, S. 174). Die Mechanisie­
rung ist in dieser Kleinbetriebsstruktur und Zersplitterung der Betriebs­
flächen und bei dem Oberbesatz mit Arbeitskräften noch entsprechend unzu­
reichend. Der Betriebsmitteleinsatz ist noch erheblich geringer als in 
den Ländern der jetzigen EG (vgl. 14, S. 587 und 593 und AlE, 15, S. 21 
ff.). 

Die Endproduktion ist demgemäß mediterran ausgerichtet und weicht von dem 
Gemeinschaftsdurchschnitt erheblich ab. Der pflanzlichen Produktion kommt 
eine wesentlich höhere Bedeutung zu als in den nördlichen EG-Mitglieds­
ländern. Besonders hervorstechend ist dies bei Griechenland und Portugal, 
Spanien zeigt eine ähnl iche Produktionswertzusammensetzung wie Ital ien. 
Bei tierischen Nahrungsmitteln haben Schaf- und Ziegenprodukte traditio­
nell einen erheblich höheren Anteil als in der heutigen EG. 

3 Übertragbarkeit von Zielen und Maßnahmen der heutigen 

Agrarstrukturpolitik 

3.1 Die bisherige gemeinsame Agrarstrukturpolitik: 
Erfahrungen und Konsequenzen ihrer Anwendung 

3.1.1 Soziostrukturelle Richtlinien zur "Reform der Land­
wirtschaft" 

Die Richtlinien zur "Reform der Landwirtschaft" (RL 72/159-161) vom 
17.4.1972 zielen auf die Verwirklichung des Leitgedankens "entwicklungs­
fähiger Vollerwerbsbetriebe" in der europäischen Landwirtschaft ab. Sie 
sind Ausdruck der Oberzeugung, daß landwirtschftliche Betriebe im Stande 
sein müssen. mit der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung Schritt zu hal­
ten, was sich darin niederschlägt, daß die Betriebsleiter und ihre Fami­
lien an der allgemeinen Ei nkommensentwickl ung beteil igt si nd. Entwick-
1ungsfähige Betriebe sind daher als solche Betriebe definiert, die nach 
der Durchfuhrung von Investitionsmaßnahmen und/oder Produktionsspeziali­
sierungen auf der Basis eines Betriebsentwicklungsplanes die Erwirtschaf­
tung eines Arbeitseinkommens pro AK ermöglichen, das zumindest dem durch­
schnittlichen Bruttolohn außerlandwirtschaftlicher Arbeitnehmer der glei-

504 



chen Region entspricht. 

Im Interesse der Bildung und Entwicklung solcher Betriebe seh en die 
Richtlinien vor, 

- einzelbetriebliche Modernisierungs- und Rationalisierungsvorhaben so­
wie Betriebsvergrößerungen zu fördern, um die Produktivität bzw. Ren­
tabilität der Betriebe zu erhöhen (Rl 72/159), 

- die Zahl der Beschäftigten in der landwirtschaft zu verringern, indem 
aufgabewilligen landwirten eine Betriebsaufgaberente und/oder eine 
Prämie zur Einstellung der Erwerbstätigkeit gewährt wird (Rl 72/160) 
und indem die Abwanderungen in andere Beschäftigungsbereiche durch 
sozioökonomische Information und Umschulung erleichtert wird 
(Rl 72/161, Titel I und 111), 

- freiwerdende Flächen vornehmlich der Nutzung durch entWicklungsfähige 
Betriebe zuzufuhren (Rl 72/160), 

- die berufliche Qualifikation der in der landwirtschaft tätigen Perso­
nen zu heben (Rl 72/161, Titel 11). 

Eine Auswertung der Erfahrungen mit dem System der einzelbetrieblichen 
Förderung durch die Kommission selbst (EG-KOM, 11, S. 4) ergibt, daß das 
Einkommensziel trotz regionaler Anpassung für eine große Zahl von Betrie­
ben eine schwer erreichbare Schwelle darstellt. In Regionen mit sehr un­
günstigen Betriebsstrukturen ist die Betriebsmodernisierung über erste 
Ansätze nicht hinausgegangen. Diese Regionen, die aufgrund ihrer struk­
turellen Voraussetzungen nur wenig Möglichkeiten zur Schaffung entwick­
lungsfähiger Betriebe haben, sind gleichzeitig auch solche, in denen die 
in der Rl 72/160 vorgesehenen Maßnahmen zur Strukturverbesserung über die 
Einstellung der Erwerbstätigkeit nicht greifen. Dies wiederum hat seine 
Ursachen darin, daß entwicklungsfähige Betriebe, die nach Rl 72/160 die 
freigesetzten Flächen übernehmen müssen6), gar nicht vorhanden sind. Von 
daher hat sich der Gedanke des entwicklungsfähigen Betriebes in Regionen 
mit schlechten strukturellen Verhältnissen mit den Mitteln der Richtli­
nien nicht verwirklichen lassen. 

6) Die genannte Richtlinie sieht zwar die Möglichkeit vor, daß freige­
setzte Flächen von Bodengesellschaften übernommen werden. Der EAGFl 
beteiligt sich jedoch erst dann an den erstattungsfähigen Ausgaben 
fur die landabgaberente, wenn die betreffenden Flächen eine Verwen­
dung in einem entwicklungsfähigen Betrieb gefunden haben. Es ist je­
doch auch Aufforstung oder Nutzung als Erholungsfläche möglich. 
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Die Untersuchung der Kommission ergibt weiterhin, daß die einzel betrieb­
liehe Investitionsförderung vor allem von Betrieben mit einem geringfügi­
gen Entwicklungsrückstand in Anspruch genommen wurde. Aus diesem Zusam­
menhang läßt sich schließen, daß die Maßnahmen zur Einstellung der Er­
werbstätigkeit nur in solchen Gebieten greifen können, die eine gewisse 
Anzahl von für die einzelbetriebliche Entwicklung überhaupt in Frage kom­
menden Betrieben aufweisen, d.h. die über eine bestimmte Größe und Kapi­
talausstattung verfügen, um größere Investitionen überhaupt durchführen 
zu können. 

Wegen der kumulierten Auflagen betreffend Alter des Betriebsleiters, Ein­
stellung der Erwerbstätigkeit und Oberlassung der Flächen an einen Be­
trieb,mit Entwicklungsplan, so wie sie die RL 72/160 vorsieht, gingen die 
Verwaltungen vieler Länder dazu über, entweder eigene weniger restriktiv 
formulierte Durchführungsverordnungen zu erlassen oder in der Bewilligung 
der Mittel großzügiger zu verfahren. Dies hatte zur Folge, daß nur 2 % 

der gesamten nationalen Aufwendungen für Landabgaberenten vom EAGFL er­
stattet wurden (SUCHAN, in IKO 1979, 4, s. 71). 

Im Zusammenhang mit der RL 72/161 über die sozioökonomische Information 
wird von Seiten der Kommission bemängelt, daß eine Förderung der Ausbil­
dung von Führungskräften und Personal von Erzeugergemeinschaften, Genos­
senSChaften und anderen Organisationen, die in der Verwaltung und Verar­
beitung von Agrarprodukten tätig sind, nicht durch die Richtlinie abge­
deckt ist. 

Um die Schwierigkeiten, die in Zusammenhang mit der RL 72/160 entstanden 
sind, weil keine entwicklungsfahigen Betriebe zur Aufnahme freiwerdender 
Flächen zur Verfügung standen, zu vermeiden, schlug die Kommission vor, 

- eine Abgabe an Betriebe ohne Entwicklungsplan, 

- eine Abgabe an Hofnachfolger (jedoch nur bei geringerer Beihilfe), 

- eine endgültige Stillegung des Betriebes zu ermöglichen. 

Außerdem wurden eine Anhebung der Fördermittel pro genehmigten Entwick­
lungsplan und eine Erhöhung der BetriebsaUfgaberente vorgeschlagen. 

506 



3.1.2 Bergbauernprogramm 

Die Richtlinie 75/268 über die Landwirtschaft in Berggebieten und in be­
stimmten benachteiligten Gebieten, kurz das Bergbauernprogramm, stell t 
eine erste Konsequenz zur Regional isierung aus einer global angelegten 
gemeinsamen Strukturpolitik dar, wie sie sich in den drei Richtlinien 
niederschlug. Kernpunkt des Bergbauernprogrammes ist die Ausgleichszula­
ge, die den Landwirten in benachteiligten Gebieten als direkte Einkom­
mensübertragung gewährt wird, um die für die Erhaltung der Kulturland­
schaft notwendige landwirtschaftliche Tätigkeit trotz der "ständigen na­
türlichen Nachteile" aufrechtzuerhalten. Da die einzelbetriebliche Förde­
rung nach Richtlinie 72/159 in den benachteiligten Gebieten der Gemein­
schaft, die oft auch erhebliche strukturelle Mängel aufweisen, nur in ge­
ringem Umfang in Anspruch genommen werden konnte, wurden die Einzelstaa­
ten durch' die RL 75/268 ermächtigt, auch solche Betriebe zu fördern, die 
das Vergleichseinkommen nicht erreichen. Darüber hinaus wurden durch die 
Modifizierung der Bestimmungen des einzelbetrieblichen Förderungspro­
gramms die Förderungsmöglichkeiten für investierende Betriebe in den be­
nachteiligten Gebieten ausgedehnt. Zusätzlich sind Beihilfen für kollek­
tive Investitionen im Bereich der Futtermittelproduktion und für die Ver­
besserung und Ausrüstung gemeinsam genutzter Almen und Weiden vorgesehen. 

Von der Kommission vorgeschlagene Änderungen laufen darauf hinaus, die 
Gemeinschaftsbeteiligung in einigen Gebieten (Westirland, Mezzogiorno) 
auf 50 % zu erhöhen, da die betroffenen Staaten die finanziellen Mittel 
für die Beihilfen nur schwer aufbringen können. Außerdem wurde für Süd­
italien im Juni 1980, die Mindestbetriebsgröße für den Anspruch auf Aus­
gleichszulage von 3 ha auf 2 ha gesenkt (RL 80/666). 

3.1.3 Mittelmeerpaket 

Das System gemeinsamer Agrarstrukturpolitik auf der Basis der genannten 
Richtlinien wird ergänzt durch die Förderung von sogenannten Einzelvorha-
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ben auf der Basis der VO 17/64 über die Bedingungen für die Beteiligung 
des EAGFL 7) und der VO 355/77 (über eine gemeinsame Maßnahme) zur Verbes­
serung der Verarbeitungs- und Vennarktungsbedingungen (fü r 1 andw i rt­
schaftl iche Erzeugnisse). Sondermaßnahmen und die sogenannten" sonstigen 
gemeinsamen Maßnahmen" setzen vor allem auf dem Gebiet der Organisation 
der Erzeugung und des Absatzes (Förderung von Erzeugerorganisationen) und 
der quantitativen und qualitativen Anpassung des Angebots an die Nachfra­
ge (Umstellung im Weinbau, Sanierung der Obsterzeugung , Umstellung von 
Milch- auf Rindfleischerzeugung etc.) an. 

Trotz dieser durchaus umfangreichen Maßnahmenbündel scheinen die Struk­
turprobleme verschiedener Regionen, vor allem aber der Mittelmeergebiete, 
noch keiner ausreichenden Lösung näher gekommen zu sein. Die Problematik 
dieser Gebiete ist nicht nur durch weithin ungünstige natürliche Produk­
tionsbedingungen für die Landwirtschaft gekennzeichnet, sondern auch 
durch eine ungünstige Betriebsgrößenstruktur, eine überalterung der land­
wirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung, ein relativ geringes Ausbildungsni­
veau und ein wenig effizientes Absatzsystem 'für landwirtschaftliche Er­
zeugnisse. Diese agrarwirtschaftliche Problematik ist in eine ungünstige 
gesamtwirtschaftliche Situation der betreffenden Regionen eingebettet, 
die durch mangelhafte außerlandwirtschaftliche Beschäftigungsmöglichkei­
ten und nicht ausreichende Infrastruktureinrichtungen geprägt ist. Al s 
Folge der beschränkten wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten solcher 
Regionen ist die Landflucht zu sehen. Um diese Probleme gezielter in An­
griff nehmen zu können, formulierte die Kommission im Dezember 1977 die 
"Leitlinien für die Entwicklung der Mittelmeergebiete der Gemeinschaft 
nebst Maßnahmen für die Landwi rtschaft". Diese Vorschl1!ge sehen sehr ver­
schiedenartige Einzelmaßnahmen vor, die alle auf die spezielle Situation 
der Mittelmeergebiete abgestimmt sind. Teils stellen sie nur Modifizie­
rungen bereits bestehender Verordnungen dar, zum anderen Teil sind es 
auch völlig neue Maßnahmen. 

7) Nach VO 17/64 konnten Einzelprojekte wie Bodenmeliorationen und was­
serwirtschaftliche Maßnahmen una Investitionen im Vennarktungs- und 
Verarbeitungssektor gefördert werden. Seit der Anwendung der RL 
355/77 müssen Investitionsmaßnahmen im Verarbeitungs- und Vennark­
tungssektor in ein von den Mitgliedstaaten ausgearoeitetes Programm 
zur Verbesserung der Vennarktungs- und Verarbeitungs struktur eingebet­
tet sein, um Mittel aus dem EAGFL beanspruchen zu können. Die Förde­
rung von Maßnahmen nach VO 17/64 sollte zunächst 1977 vollständig ein­
gestellt werden, sie wurde jedoch 'für Einzelvorhaben zur Verbesserung 
aer Agrarstruktur um zwei weitere Jahre ennöglicht. 
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3.1.4 Spezifische Aktionsprogramme und integrierte Entwicklungsprogramme 

Bei diesen beiden Arten von Programmen handelt es sich bisher lediglich 
lJIl Vorschläge der Kommission (EG-KOM. 11. S. 11 ff.). Aufbauend auf der 
Erfahrung. daß eine Vielzahl einzelner Maßnahmen. die nebeneinander ange­
wendet werden. in der Regel nicht den gewünschten Erfolg bringen. wurde 
der Versuch unternommen. für eine Reihe benachteiligter Gebiete komplette 
Programme zu formulieren. in denen die notwendigen Maßnahmen aufeinander 
abgestimmt sind und der Einsatz der Mittel gezielt erfolgen kann. Soweit 
es sich lJIl Gebiete handelt. in denen sich die anstehenden Probleme allein 
mit Mitteln der Agrarstrukturpolitik lösen lassen. bilden die ·6~.~t~-

6eA.uo. ~~. die geeignete Form der Durchführung. Beispiele 
für solche spezifische Aktionsprogramme sind: 

- Spezifisches Programm zur Entwicklung der fleischbetonten Rinderhaltung 
in den italienischen Gebiergs- und Mittelgebirgszonen. 

- Spezif,isches Programm zur Entwicklung der Landwirtschaft in Westirland. 

- Spezifisches Programm zur Entwicklung· der Schafhaltung in Gränland • 

• ~ ~~. sollen nach Vorstellung der Kommis­
sion hingegen dort eingesetzt werden. wo nicht nur die agrarische Ent­
wicklung der Region. sondern auch die Entwicklung der gesamten Wirt­
schaftsstruktur angezeigt ist. Bisher wurde die Durchführung von inte­
grierten Entwicklungsprogrammen Tur die schottischen Western Isles. für 
das D~partement Loz~re und den Südosten Belgiens vorgeschlagen. Die ent­
sprechenden Programme sind von den betreffenden Mitgliedstaaten auszuar­
beiten. Es ist vorgesehen. daß die Europäische Gemeinschaft sich an den 
erstattungsfähigen Ausgaben zu 35-50 % beteiligt. Je nach Art der durch­
gef"L1hrten Einzelmaßnahmen sind dadurch der landwirtschaftliche Ausrich­
tungs- und Garantiefonds. der Europäische Regionalfonds und der Sozial­
fonds betroffen. 

3.2 Probleme der Obertragbarkeit der bisherigen Agrar­
strukturpolitik auf die Situation der Beitrittsländer 

Grundsätzlich ist zu erwarten. daß die Schwierigkeiten und Probleme der 
Anwendung der gemeinsamen Agrarstrukturpolitik in den Beitrittsländern 
ähnlich sein werden. wie sie in den vergleichbaren Regionen Süditaliens 
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und Südfrankreichs aufgetreten sind. Dies sind an vorderster Stelle in­
stitutionelle Hemmnisse, die sich in einer fehlenden Umsetzungsfähigkeit 
von zentralen Leitlinien durch die betroffenen Verwaltungen zeigen (man­
gelnde administrative Absorptionskapazität). Die Kompliziertheit der Be­
stimmungen und die überaus restriktiv gestalteten Förderbedingungen er­
schweren die Anwendbarkeit erheblich und erfordern eine mehrjährige An­
laufzeit. Spanien verspricht hierbei aufgrund seiner weithin ausgebauten 
und gut funktionierenden Verwaltung weniger Anlauf schwierigkeiten 
(P.SCHMIDT, in IKO 1979, 4, S. 59), während in Portugal die größten Pro­
bleme auftreten dürften, wie sich schon heute bei international bereitge­
stellten Mitteln zur Entwicklung des Landes zeigt. 

Das zweite große Problemfeld von allgemeiner Gültigkeit liegt in der fi­
nanziellen Eigenbeteiligung von i.d.R. 75 %, die die Nationalstaaten für 
die gemeinsamen St:rikt::unnaßnahmen aL!fzubringen haben. Diese Bed i ngu ng 
dürfte bei dem allgemeinen Entwicklungsstand der Beitrittsländer und ih­
rer finanziellen Situation ein nicht unbeträchtliches Anwendungshindernis 
darstellen. Eine regional gezielte höhere finanzielle Beteiligung des 
EAGFL (für die Mittelmeerregionen) an den agrarstrukturpol i tischen Maß­
nahmen erSCheint daher dringend geboten, was einen höheren Plafond für 
die Abt. Ausrichtung zur Folge hätte (u.U. Umschichtung der Mittel von 
der Abt. Garantie zur Abt. Ausrichtung statt neuer Marktordnungen für die 
mediterranen Problemprodukte). 

iu den Maßnahmen im einzelnen: Das Leitbild des "entwiklungsfähigen Voll­
erwerbsbetriebes" • wie es den soziostrukturellen Richtlinien zugrunde 
liegt, ist wegen der überwiegend klein- und kleinstbetrieblichen Struktur 
und der nicht von heute auf morgen zu lösenden Beschäftigungsprobleme für 
die Agrarstrukturpolitik in den Beitrittsländern vorerst nicht übertrag­
bar (vgl. ESSER u.a., 3, S. 30). Es entspricht vielmehr der Situation der 
besser strukturierten nördlichen EG-Länder mit günstigeren außerlandwirt­
schaftlichen Erwerbsmöglichkeiten. Hinzu kommt der verhältnismäßig hohe 
Anteil von Nebenerwerbslandwirtschaft in den Beitrittsländern: In Spanien 
ca. 48 % (14, S. 21), in Griechenland ca. 57 % (KOKKONIS, 12, S. 6 f.l. 
Andererseits müßte für die spanischen und portugiesischen Großbetriebe 
eine Förderungsbeschränkung eingeführt werden. ESSER u.a. (3, S. 30) 
schlagen daher die Schaffung einer "Mezzogiorno-Richtlinie" vor, die un­
ter Einbeziehung der südlichen Regionen Frankreichs und Italiens die ge­
samte mediterrane Agrarstrukturpolitik auf eine einheitliche Basis (ein 
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eigenes leitbild) bzw. gemeinschaftliches Konzept stellen könnte. 

Eine durch die landabgaberente geförderte Betriebsaufgabe verspricht bei 
der Altersstruktur der Betriebsleiter in den Beitrittsländern einen nicht 
unbeträchtlichen Erfolg. Hierdurch könnte eine mittel- und langfristig 
notwendige Freisetzung landwirtschaftlicher Arbeitskräfte im Generations­
wechsel unterstützt werden. In Griechenland sind 48,4 % der Betriebslei­
ter über 55 Jahre alt (KOKKONIS, 12, s. 8), in Spanien 53,5 % (14, s. 
21)8). Eine hier ansetzende Regelung müßte aus den oben angeführten Grün­
den von der Auflage, daß das freigesetzte land entwicklungsfähigen Be­
trieben zugute kommen muß, befreit werden. Ein Anwendungsvorteil liegt in 
der Möglichkeit, daß der EAGFl einen Finanzierungsanteil von 65 % tragen 
kann und somit die Staatskasse der Beitrittskandidaten vergleichsweise 
gering beansprucht würde. 

Der Ausbau von Beratungs- und Fortbildungskapazitäten ist eine fundamen­
tale Voraussetzung für die Modernisierung der landwirtschaftlichen Struk­
turen. Besonders der in den künftigen EG-Staaten immer noch bestehende 
Analphabetenanteil unter der landwirtschaftlichen Bevölkerung macht Akti­
vitäten auf diesem Gebiet dringend erforderl ich. Die Vermitt I ung von 
Kenntnissen in Bewässerungsmöglichkeiten und anderen spezifischen Techni­
ken ist Tür die Entwicklung der landwirtschaft des mediterranen Raumes 
zwingend notwendig. Die Schwierigkeiten, die in Süditalien bei der Durch­
rührung eines Beratungsdienstes aufgetreten sind, haben die Kommission 
dazu veranlaßt, hier direkt aktiv zu werden (vgl. VO 270/79 vom 6.2.1979 
zur Förderung der landwirtschaftlichen Beratung in Italien). Ähnl iche 
Engpässe und entsprechende Vorgehensweisen dürften auch Tür die Be i­
trittsländer Gültigkeit haben. 

Das Bergbauernprogramm wird im Rahmen der gemeinsamen Agrarstrukturpoli­
tik zweifellos die Maßnahme mit der größten Bedeutung und Realisierbar­
keit in den neuen EG-ländern sein. Amtliche Angaben über den Umfang der 
dortigen benac,hteiligten Gebiete liegen zwar noch nicht vor, aber es ist 
davon auszugehen, daß sie über 50 % der Flächen dieser länder ausmachen 
(vgl. P. SCHMIDT, in IKO 1979, 4, s. 59). In Griechenland sind es ca. 
65 % der Fläche (KOKKONIS, 12, s. 12)9). Gewisse Modifizierungen an der 

8) EG(9)-Durchschnitt lag bei der EG-Strukturerhebung 1975 bei 44,7 %. 
9) Eine besonders große Bedeutung haben in Gri~chenland auch die Gemein­

schaftsweiden und -hutungen, die nach Rl 75/268 eine eigene Förde­
rung erhalten. 
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Ausgestaltung, wie sie auch für den italienischen Mezzogiorno geplant 
bzw. durchgeführt sind (Herabsetzung der Mindestfl~che für die Gew~hrung 
der Ausgleichszulage von 3 auf 2 ha, 50 % EAGFL-Finanzbeteiligung (vgl. 
EG-KOM, 11, S. 5)), müßten angesichts der Situation in den Beitrittsl~n­
dern ebenso vorgenommen werden. 

Besondere Bedeutung kommt auch der Förderung von sogenannten Einzel- und 
Sondermaßnahmen bezügl ich der Verbesserung des Verarbei tungs- und Ver­
marktungswesens, des Ausbaus eines funktionsf~higen Genossenschaftswe­
sens, von Umstrukturierungen und Änderungen der Produktionsausrichtung, 
Bew~sserungen und Ayfforstungen sowie dem Ausbau verschiedener sonstiger 
Infrastruktureinrichtungen zu. Die VOln 17/64 und 355/77 sowie die Be­
stimmungen des Mittelmeerpaketes haben hier der EG größere direkte Kompe­
tenzen und Einwirkungsmöglichkeiten eröffnet, die einer gewünschten ver­
s~rkten Anwendbarkeit förderl ich setn dürften. Insbesondere Projekte, 
die eine Bew~sserungsförderung und gezielte Produktionsausrichtung bein­
halten, versprechen Erfolg und können zwei Ziele erreichen: Zum einen 
wird die Produktivit~t gesteigert und zum anderen kann die Produktion in 
Zweige gelenkt werden, die nicht durch Überschüsse bedroht sind und somit 
eine langfristige Entwicklungsperspektive besitzen, z.B. der Anbau von 
Eiweißfuttermitteln, der damit zugleich noch die Zahlungsbilanzprobleme 
in den jeweiligen L~ndern entsch~rfen helfen würde (vgl. P. SCHMIDT, in 
IKO 1979, 4, S. 5B und EG-KOM, 8, S. 63). 

Daneben erscheint besonders eine Förderung von Flurbereinigungsprojekten, 
wie sie nach der VO 17/64 möglich war, angesichts der großen Flurzer­
splitterung in den Beitrittsstaaten sinnvoll zu sein. Für die inzwischen 
ausgelaufene va 17/64 müßten hier dementsprechende neue EG-rechtl iche 
Vereinbarungen geschaffen werden. 

4 Konsequenzen für eine gemeinsame Agrarstrukturpolitik in einer 
erweiterten Gemeinschaft 

Mi t Griechenland. Portugal und Spanien treten der Euro~ ischen Gemein­
schaft L~nder bei, deren wirtschaftl icher Entwicklungsstand unter dem 
durchschnittlichen Niveau der EG(9) liegt. Es ist fraglich, ob die bei­
trittswi 11 igen L~nder in absehbarer Zeit den Entwicklungsriickstand ab­
bauen können, was sich in einem verlangsamten Integrationsprozeß nieder­
schlagen wird. Ein entwicklungspol itisches Konzept für die neuen Mi t-
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gliedstaaten mit erheblicher finanzieller und technologischer Hilfe durch 
die Gemeinschaft ist daher erforderlich. 

In den drei Beitrittsländern ist der Agrarsektor, gemessen an Produktion 
und Beschäftigung, von wesentlich größerer Bedeutung als im Durchschnitt 
der EG(9). Von daher kommt der Lösung der agrarwirtschaftlichen Probleme, 
die sich durch schwache Produktivität und mangelhafte strukturelle Pro­
duktionsbedingungen kennzeichnen lassen, eine SChlüsselstellung für die 
wirtschaftliche Entwicklung ganzer Regionen sowie der gesamten Volkswirt­
schaft zu. Mit den Mitteln der traditionellen Agrarstrukturpolitik lassen 
sich jedoch nur geringe Erfolge erzielen, da der Freisetzung von Arbeits­
kräften aus der Landwirtschaft in dem Maße, wie sie für einen strukturel­
len Wandel notwendig wäre, durch die begrenzte Aufnahmekapazität in ande­
ren Wirtschaftszweigen enge Grenzen gesetzt sind. Unzureichende Ver­
dienstmöglichkeiten innerhalb der Landwirtschaft und fehlende Erwerbsmög­
lichkeiten außerhalb des landwirtschaftlichen Sektors haben in vielen 
ländlichen Gebieten zu einer Landflucht geführt. Die FOlgen sind: Überal­
terung der ländlichen Bevölkerung, Verschlechterung der infrastrukturel­
len Versorgung und teilweise irreversible Zerstörung landwirtschaftlicher 
Nutzfläche bis hin zur Verkarstung ganzer Landstriche. Die Bevölkerung 
der Ballungszentren hat dagegen verursacht, durch den starken Zustrom vom 
Lande, hohe Zuwachsraten zu verzeichnen. So wird Groß-Madrid nach offi­
ziellen Schätzungen 1985 5 Mill. und im Jahr 2000 etwa 8 Mill. Einwohner 
haben. Die Hoffnungen vi~ler Zuwanderer, die keine ausreichende Ausbil­
dung besitzen, auf einen Arbeitsplatz gehen nicht in Erfüllung, womit 
sich die sozialen Probleme der Betroffenen noch verschärfen. 

Dieser Gesamtproblematik kann nur durch die wirtschaftliche Entwicklung 
~ Räume und durch die Verbesserung der Lebensbedingungen auf 
dem Lande begegnet werden. Dies sollte etwa in der Art der von der EG­
Kommission vorgeschlagenen spezifischen Aktionsprogramme und integrierten 
Entwicklungsprogramme, durch die gezielte Entwicklung des Agrarsektors im 
Rahmen gesamtwirtschaftlicher regionaler Gesamtförderungskonzepte gesche­
hen. Kernstück entsprechender Programme müßte die Schaffung von Arbeits­
plätzen sein, und zwar vor allem in solchen Bereichen, die einen direkten 
Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung der benaChteiligten Regionen 
selbst leisten. In diesem Zusammenhang kommt vor allem folgenden Maßnah­
men eine besondere Bedeutung zu: 
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- landschaftserhaltende und -verbessernde Maßnahmen, z.B. Aufforstung, 

- Maßnahmen zur Verbesserung der landwirtschaftlichen Produktionsbeding-
gungen, z.B. der Be- und Entwässerung und andere kulturtechnische 
Einsätze, 

- Verbesserung der Absatz- und Vermarktungssysteme, z.B. durch GrOndung 
und Betreibung von Bezugs- und Absatzgenossenschaften, Erzeugerorgani­
sationen usw., 

- Errichtung von Verarbeitungsbetrieben fur Agrarprodukte, möglichst 
auf kollektiver Basis, wie z.B. die französischen SICA, 

- Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur auf dem Lande, 

- Maßnahmen zur Verbesserung des landwirtschaftlichen Informationswesens 
durch Ausbau der Beratung und ErWachsenenbildung. 

Die Ausbildung von Fachleuten, die die Aufbauarbeit in den genannten Be­
reichen verantwortlich leiten können, kommt jedoch die hÖChste Priorität 
zu~ Diese Aufgabe fällt in die Vorbereitungsphase geplanter Projekte. Al­
le genannten Maßnahmen sind dazu geeignet, die Lebens- und Wirtschaftsbe­
dingungen auf dem Lande entscheidend zu verbessern. Ober Multiplikatoref­
fekte tragen sie dazu bei, eine eigenständige wirtschaftliche Entwicklung 
dieser Gebiete in Gang zu setzen, und wirken damit gegen die einseitige 
Konzentration der Wirtschaftskraft auf wenige Großzentren. Diese Maßnah­
men sollten unterstützt werden durch ein Programm, das gleichzeitig die 
Ansiedelung von Industrie-, Verwaltungs- und Dienstleistungsbetrieben in 
ländlichen Kleinzentren fördert. 

Es dürfte klar sein, daß die finanzielle Beteiligung der Europäischen Ge­
meinschaft an solchen regionalen Entwicklungsprogrammen nicht allein über 
den landwirtschaftlichen Ausrichtungs- und Garantiefonds sichergestellt 
werden kann. Eine gemeinsame Beteiligung mehrerer EG-Fonds, wie von der 
Kommission fur die integrierten Entwicklungsprogramme vorgesehen, dürfte 
jedoch die Gefahr eines unnötig komplizierten Genehmigungs- und Verwal­
tungsverfhrens mit einem zu befürchtenden Durcheinander von verschiedenen 
Durchfuhrungsrichtlinien, Anerkennungskriterien usw. mit sich bringen. Im 
Rahmen einer Neuordnung des EG-Haushalts wäre denkbar, daß für die groß­
räumige Entwicklung ländlicher Gebiete einer der bestehenden Fonds für 
federführend erklärt bzw. ein spezieller Fonds geschaffen wird. Die neuen 
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Mitgliedsländer werden mit ziemlicher Sicherheit zu der Gruppe der Netto­
empfänger gehören, so daß es sich bei der Beteiligung der EG an den ge­
nannten Vorhaben letztlich um Nettotransfers handeln wird. Allein aus 
diesem Grund wird über die Höhe der für solche Entwicklungsprojekte zur 
Verfügung gestellten Mittel eine politische Entscheidung getroffen werden 
müssen. Der Umfang möglicher Entwicklungsprojekte und die Geschwindigkeit 
ihrer Durchführung sind damit letztlich durch die Ausstattung des zustän­
digen Fonds vorgegeben, dessen Höhe gleichzeitig ein Spiegelbild für den 
Grad der Solidarität der alten Mitgliedstaaten wäre. 
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